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Teil I - Begründung zum Bebauungsplan

1. Rechtsgrundlagen und Plangrundlage

Der Bebauungsplan basiert auf nachfolgenden Rechtsgrundlagen:

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28.07.2023 
(BGBI. 2023 I Nr. 221)

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176)

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802)

• Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) vom 15.11.2018 (GVBl. I Nr. 39),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.09.2023 (GVBl. I 2023 Nr. 18)

• Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (BbgNatSchAG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.01.2013 (GVBl. I S. 13), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.09.2020 (GVBI. I Nr. 28)

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen,
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz -
BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274;
2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 11 Abs. 3 des Gesetzes vom 26.07.2023 
(BGBI. 2023 I Nr. 202)

Folgende Planunterlagen wurden zugrunde gelegt:

Der Bebauungsplan basiert auf einer Grundlagenvermessung des Ingenieurbüro Bertels,
Berlin vom 14.12.2022, mit Stand ALKIS: 27.10.2022.

Als zusätzliches Hilfsmittel liegt ein Luftbild mit Stand Befliegung 12.04.2020 der Landes-
vermessung und Geobasisinformation Brandenburg (LGB) vor.
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2. Aufstellungsbeschluss und Räumliche Lage des Geltungsbereiches

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Schönefeld hat in ihrer Sitzung vom 10.11.2021
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans der Innenentwicklung 04/21
"Lilienthalpark Waltersdorf - Flurstück 218/15" OT Waltersdorf gemäß § 30 Abs. 1 BauGB
beschlossen.

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 218/6 (tlw.), 218/8 (tlw.), 218/14 (tlw.), 218/15,
219/1 (tlw.), 226/1 (tlw.) in der Flur 3 der Gemarkung Waltersdorf.

Abb. 1: Geltungsbereich Bebauungsplan 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf - Flurstück 218/15" OT Waltersdorf

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Schönefeld hat in ihrer Sitzung am 29.06.2022 die
Erweiterung des Geltungsbereiches beschlossen. Aufgrund der Erweiterung des Geltungs-
bereiches lautet die Bezeichnung des Bebauungsplanes 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf -
Parkhaus und Sondergebiet".

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf - Parkhaus
und Sondergebiet" mit einer Fläche von ca. 2,2 ha umfasst folgende Flurstücke in der
Flur 3 der Gemarkung Waltersdorf:

208/11 (tlw.), 211/5, 213/17 (tlw.), 218/6 (tlw.), 218/8 (tlw.), 218/14 (tlw.), 218/15, 219/1
(tlw.), 226/1 (tlw.), 735 (tlw.) und 761
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Abb. 2: Erweiterung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf - 
Parkhaus und Sondergebiet"

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a Abs. 1
Nr. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren, ohne Durchführung einer Umweltprüfung ge-
mäß § 13a BauGB durchgeführt.
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Mit den im Bebauungsplan festgesetzten Werten der GRZ von 0,9 und 0,8 sind in den bei-
den Baufeldern zusammen unter 13.500 qm Grundfläche (GR) realisierbar. Dies liegt deut-
lich unter 20.000 qm.

3. Verfahrensart

Der Bebauungsplan umfasst einen Geltungsbereich von ca. 2,2 ha. Insgesamt werden un-
ter 13.500 qm Grundfläche (GR) festgesetzt. Demzufolge kann der Bebauungsplan 04/21
"Lilienthalpark Waltersdorf - Parkhaus und Sondergebiet" als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB aufgestellt werden.

Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genann-
ten Schutzgüter ("die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaft-
licher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes") liegen nicht vor.

Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung
oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.

Es wird deshalb vom Umweltbericht und auf die frühzeitige Beteiligung nach § 3 Abs. 1
BauGB und auf die Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen. Für die Satzung muss
die formelle Beteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt werden.

Für einen Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren gilt gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4
BauGB, dass Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten
sind, im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgen,
zulässig sind. Die gemäß dem Bebauungsplan nach § 13a BauGB zulässig werdenden
Vorhaben, stellen somit keinen Eingriff in Natur und Landschaft dar.

Gleichwohl wird für den Bebauungsplan ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt.

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes nach § 13a BauGB wurde darüber hi-
naus ein Schallgutachten in Bezug auf nächstgelegene Immissionsorte und ein Vorentwurf
für die Umplanung der Lilienthalparkstraße erstellt, damit die immissionsschutzrechtlichen
und die verkehrlichen Belange für diese Baufelder grundsätzlich gelöst werden können.

Die Hinweispflichten des § 3 Abs. 2 BauGB,
"1. dass Stellungnahmen während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben werden

können,
2. dass Stellungnahmen elektronisch übermittelt werden sollen, bei Bedarf aber auch auf

anderem Weg abgegeben werden können,
3. dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über

den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können und
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4. welche anderen leicht zu erreichenden Zugangsmöglichkeiten nach Satz 2 bestehen."
wurde in der öffentlichen Bekanntmachung zur Öffentlichkeitsbeteiligung berücksichtigt.

Um ein zweistufiges Änderungsverfahren zur Anpassung der Geschossigkeit zu vermeiden,
soll ein Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB aufgestellt werden, der
den wirksamen Bebauungsplan als "neue Plan- und Festsetzungsschicht" überdeckt. Hier-
für hat die Gemeindevertretung in ihrer Sitzung vom 10.11.2021 bereits einen Aufstellungs-
beschluss (Beschluss 55/2021, Drucksachen Nr.: GV/066/2021) gefasst.

4. Wirksamer Bebauungsplan 002 "An der Grünauer Straße"

Der Bebauungsplan 002 "An der Grünauer Straße" in der Fassung der 1. Änderung ist am
07.06.2002 in Kraft getreten. Für das dortige Baugebiet 2 werden ein Sondergebiet - Ein-
kaufszentrum - SO EKZ mit einer GRZ von 0,8, einer GFZ von 1,2 bei zwei- bis dreige-
schossiger geschlossener Bebauung mit Flachdach festgesetzt.

Abb. 3: Bebauungsplan 002 "An der Grünauer Straße" Stand: 01.11.2000
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Für das SO EKZ sind im wirksamen Bebauungsplan folgende Nutzungen als zulässig fest-
gesetzt worden:

Der Vollzug des Bebauungsplanes erfolgte nicht immer entsprechend den Festsetzungen
des Bebauungsplanes. Gewerbliche Nutzungen wie auch Forschungsbetriebe im Bereich
automotive sind mit den bisher getroffenen Festsetzungen nicht zulässig. Dies sollt durch
die Aufstellung des Bebauungsplanes geändert werden.

Im Baugebiet 4 ist das Gewerbegebiet - GE 1 festgesetzt worden.
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Das Baugebiet ist bisher nicht bebaut und diente in den Jahren 2022 und 2023 als Baustel-
leneinrichtung für die Bebauung im Baugebiet 1. 

In diesem Baugebiet soll ein Parkhaus mit einem Blockheizkraftwerk errichtet werden.
Parkhäuser werden in der Regel in Split-Levels errichtet. Für diese Nutzungen soll im Be-
bauungsplan eine maßgeschneiderte Festsetzung getroffen werden.

Der wirksame Bebauungsplan 002 "An der Grünauer Straße" soll nicht geändert, sondern
mit einer "neuen Satzungsschicht" überlagert werden, da der Bebauungsplan in den 90er
Jahren begonnen und mit seiner 1. Änderung im Jahr 2002 wirksam ist. Mögliche Ewig-
keitsfehler bei der Aufstellung des Bebauungsplanes 002 "An der Grünauer Straße" sollen
vermieden werden.

Auch deshalb soll der Bebauungsplan über § 13a BauGB neu aufgestellt werden.

12

BBP 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf - Parkhaus und Sondergebiet"
in der Gemeinde Schönefeld
nach § 13a BauGB

Entwurf - 11/2023
Thomas Jansen • Ortsplanung



5. Wirksamer Bebauungsplan 07/08 "Lilienthalpark 2008"

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Schönefeld hat am 02.06.2010 den Bebauungs-
plan 07/08 "Lilienthalpark 2008" im OT Waltersdorf als Satzung beschlossen. Entsprechend
der Hauptsatzung der Gemeinde Schönefeld wurde der Bebauungsplan im Amtsblatt der
Gemeinde Schönefeld am 12.08.2016 erneut ortsüblich öffentlich bekannt gemacht und trat
mit dieser Bekanntmachung in Kraft. Der Bebauungsplan 07/08 "Lilienthalpark 2008" grenzt
an den aufzustellenden Bebauungsplan 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf - Parkaus und
Sondergebiet" an. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Lilienthalpark 2008" umfasst ca. 25,3 ha.
Durch ihn wurde der bestehende B-Plan 004 "Lilienthalpark II" teilweise sowie der ebenfalls
bestehende B-Plan 008 "Lilienthalpark III" vollständig überlagert. Als ergänzende Flächen
wurden Teile des Flurstückes 226/5 (Erschließung nördlich des B-Planes 008 "Lilienthal-
park III") sowie das vollständige Flurstück 220/2 (bislang nur teilweise im B-Plan "Lilienthal-
park III" enthalten und derzeit landwirtschaftliche Nutzfläche) in den Geltungsbereich auf-
genommen.

Abb. 6: Bebauungsplan 07/08 "Lilienthalpark 2008" Stand: 03/2010
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6. Ziel und Zweck des Bebauungsplanes

Im Bebauungsplan 002 1. Änderung "An der Grünauer Straße" ist in einer Gewerbegebiets-
festsetzung für das Flurstück eine dreigeschossige Bebauung festgesetzt.

Der Grundstückseigentümer beabsichtigt auf diesem Grundstück die Errichtung eines zent-
ralen Parkhauses, das für die Entwicklung des gesamten Lilienthalparks unerlässlich ist.
Das Parkhaus soll fünf Geschosse in zehn gesplitterten Ebenen aufweisen und eine Ener-
giezentrale aufnehmen.

Die Option einer Befreiung von den Festsetzungen wurde von der Verwaltung mit der
zuständigen Unteren Bauaufsichtsbehörde beim Landkreis Dahme-Spreewald geprüft. Da
im Maß der baulichen Nutzung in den "Grundzug der Planung" eingegriffen wird, war eine
Befreiung von den Festsetzungen nach § 31 Abs. 2 BauGB nicht möglich.

Demzufolge ist eine Planänderung oder Neuaufstellung erforderlich. Durch den Eingriff "in
die Grundzüge der Planung" steht eine Änderung des wirksamen Bebauungsplanes nach
§ 13 BauGB nicht zur Verfügung.

Um ein zweistufiges Änderungsverfahren zur Anpassung der Geschossigkeit zu vermeiden,
soll ein Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB aufgestellt werden, der
den wirksamen Bebauungsplan als "neue" Plan- und Festsetzungsschicht überdeckt. Hier-
für hat die Gemeindevertretung in ihrer Sitzung vom 10.11.2021 bereits einen Aufstellungs-
beschluss (Beschluss 55/2021, Drucksachen Nr.: GV/066/2021) gefasst.

Neu hinzu kommt ein Planungserfordernis, welches sich aus dem Ansiedlungsvorhaben für
ein Technologieprojekt auf dem nördlich angrenzenden Grundstück ergibt. Als zulässige Art
der baulichen Nutzung ist ein Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel "SO EKZ" fest-
gesetzt. Für das bereits bestehende Gewerbegebäude auf dem Flurstück 761 wurde ein
neuer Mieter gefunden. Bei der gewünschten Nutzung handelt es sich jedoch um keine im
Gebietstyp zulässige Nutzung als Einzelhandelsgeschäft oder den anderen im wirksamen
Bebauungsplan zugelassenen Nutzungen. Nach Rücksprache mit der Unteren Bauaufsicht
kann das Vorhaben auch nicht über eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans gem. § 31 Abs. 2 BauGB umgesetzt werden, da die in Rede stehende Nutzung-
sänderung die Grundzüge der Planung berührt.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf - Parkhaus und
Sondergebiet" sollen die planerischen Voraussetzungen geschaffen werden.
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7. Berücksichtigte Planwerke

Bevor auf die aktuell wirksamen Ziele der Raumordnung eingegangen wird, soll die histori-
sche Einordnung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung vorgestellt werden, um
die Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplanes nachvollziehen zu können.

Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR)

Am 13.05.2019 wurde der Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg
(LEP HR) im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg förmlich bekanntge-
macht (GVBl. II 2019, Nr. 35). Diese Verordnung trat am 01.07.2019 in Kraft. 

Der Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg wirkt seitdem für die
Bundesländer Berlin und Brandenburg. 

Der LEP HR konkretisiert als überörtliche und zusammenfassende Planung die Grundsätze
der Raumordnung des am 01.02.2008 in Kraft getretenen Landesentwicklungsprogramms
2007 (LEPro 2007) und setzt einen Rahmen für die künftige räumliche Entwicklung in der
Hauptstadtregion. 

In der Festlegungskarte des LEP HR ist Schönefeld als Mittelzentrum in Funktionsteilung
mit der Stadt Wildau festgelegt. Man erkennt den Flughafenstandort und die grau markier-
ten Flächen, die Beschränkungen gemäß dem LEP FS unterliegen. Zudem erkennt man für
Schönefeld von Berlin kommend eine relativ große und bis nach Waßmannsdorf ragende
Ausprägung des Gestaltungsraumes Siedlung nach Ziel 5.6. Der Gestaltungsraum Sied-
lung ist Schwerpunkt für die Entwicklung von Siedlungsflächen.

Der Bebauungsplan liegt in diesem Gestaltungsraum Siedlung.
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Abb. 7: Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) Stand: 29.04.2019,
öffentliche Bekanntmachung: 13.05.2019, wirksam seit: 01.07.2019

Die für diesen Bebauungsplan maßgeblichen Ziele und Grundsätze des LEP HR lauten wie
folgt:
LEPro 2007
• § 2 Wirtschaftliche Entwicklung - Grundsatz der Raumordnung (G)

(1) Die Wachstumschancen der Hauptstadtregion liegen insbesondere in der Metropole
Berlin, den räumlichen und sektoralen Schwerpunkten Brandenburgs mit besonde-
rem wirtschaftlichen oder wissenschaftlichen Potential und dem Flughafen Berlin
Brandenburg Internation mit seinem Umfeld.

(2) Zur bestmöglichen Nutzung der Chancen und Stärkung der Wirtschaftskraft der
Hauptstadtregion soll der Einsatz von öffentlichen Mitteln räumlich und sektoral kon-
zentriert werden.

(...)

• § 5 Siedlungsentwicklung - Grundsatz der Raumordnung (G)
(1) Die Siedlungsentwicklung soll auf Zentrale Orte und raumordnerisch festgelegte

Siedlungsbereiche ausgerichtet werden. Der Gewerbeflächenanteil soll danaben
auch in räumlichen Schwerpunkten mit besonderen wirtschaftlichem oder wissen-
schaftlichem Potential angemessen Rechnung getragen werden.

(...)
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LEP HR
• G 2.2 Gewerbeflächenentwicklung

Die Entwicklung von gewerblichen Bauflächen ist unter Berücksichtigung bzw. Beach-
tung der qualitativen Festlegungen zur Siedlungs- und Freiraumentwicklung in der ge-
samten Hauptstadtregion möglich. Gewerbliche Bauflächen sollen bedarfsgerecht und
unter Minimierung von Nutzungskonflikten an geeigneten Standorten entwickelt werden.

• Z 3.6 Mittelzentren
Mittelzentrum im Berliner Umland in Funktionsteilung Schönefeld-Wildau

Aus Sicht der Gemeinde Schönefeld sind keine Beeinträchtigungen von Zielen oder Grund-
sätzen des LEP HR erkennbar.

Landesentwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung (LEP FS)

Der LEP FS ist in der Fassung vom 30.05.2006 am 16.06.2006 in Kraft getreten. Der
LEP FS wurde vom Ministerium für Infrastruktur und Raumordnung und der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung herausgegeben. Er dient der Weiterentwicklung des Flughafens
Berlin Brandenburg "Willy Brandt" (BER) und beinhaltet zu berücksichtigende Ziele und
Grundsätze welche den Standort des Verkehrsflughafens sichern.

Abb. 8: Lage Plangebiet - Ausschnitt LEP FS i.d.F. vom 30.05.2006, Planungsatlas FU BBI (Stand: 09/2008)

17

BBP 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf - Parkhaus und Sondergebiet"
in der Gemeinde Schönefeld
nach § 13a BauGB

Entwurf - 11/2023
Thomas Jansen • Ortsplanung



Hier sind auf dem Planausschnitt folgende Festsetzungen erkennbar: Das Plangebiet liegt
innerhalb der Zonen der Bauhöhenbeschränkung zwischen 60 m bis 70 m üNHN. Das
Plangebiet liegt in der Zone von Siedlungsbeschränkungen und direkt in den Einflugschnei-
sen des Verkehrsflughafens Berlin-Brandenburg (BER).

Im Kapitel 8 "Bindungen für die Planung" wird näher auf die Hindernisfreiheit und den
Lärmschutzbereich eingegangen.

Andere Beeinträchtigungen der Festlegungen des LEP FS sind für die Gemeinde Schöne-
feld nicht erkennbar.
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8. Bindungen für die Planung

Bindungen für den Bebauungsplan 04/21 "Lilienthalspark Waltersdorf - Parkhaus und Son-
dergebiet" ergeben sich aus der naturräumlichen Lage und im besonderen Maße durch die
Schutzbestimmungen für den Verkehrsflughafen Berlin-Brandenburg.

Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich des Verkehrsflughafens Berlin-Brandenburg
BER. Demzufolge sind die Regelungen des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG), hier insbeson-
dere § 12 - Bauhöhenbeschränkung zu beachten. Die Regelungen nach § 12 LuftVG zur
Bauhöhenbeschränkung werden ergänzt und präzisiert durch die "Hindernisfreiheit" nach
den Richtlinien über die Hindernisfreiheit für Start- und Landebahnen mit Instrumentenflug-
betrieb vom 02.11.2001 des Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen.

Den Inhalt der Regelungen nach § 12 LuftVG sowie der "Hindernisfreiheit" können den
nachfolgenden Schaubildern entnommen werden:

Abb. 9: Prinzipskizze Bauhöhenbeschränkung
Quelle: Arbeitskreis "Planungen und Bauschutzbereich" der Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Verkehrsflughäfen e.V., Stuttgart)
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Abb. 10: Prinzipskizze Hindernisfreiheit
Quelle: BMVBW-Richtlinie für die Hindernisfreiheit für Start- und Landebahnen
mit Instrumentenflugbetrieb (Stand: 02.11.2001)

Abb. 11: Schemaskizze zur Bauhöhenbeschränkung an der nördlichen Start- und Landebahn des BER
Quelle: eigene Darstellung
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Bei der Errichtung von Gebäuden, die unterhalb der Schwelle der Bauhöhenbeschränkung
errichtet werden sollen, ist auch bei entsprechenden Regelungen des Bebauungsplanes
die Prüfung der Zulässigkeit von Vorhaben durch die untere Bauaufsichtsbehörde gegeben.
Wird beabsichtigt, bauliche Anlagen zu errichten, die höher liegen als die Grenze der Bau-
höhenbeschränkung, so ist hierzu die Zustimmung der Luftfahrtbehörde einzuholen. Sind
die Hindernisfreiheit nach den Richtlinien des Bundesministerium für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen (BMVBW - ist im BMVI aufgegangen) berührt, bedürfen Ausnahmen der
ausdrücklichen Zustimmung des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung (BAF) und der
Deutschen Flugsicherung (DFS). Das Prüfverfahren wird von der gemeinsamen Oberen
Luftfahrtbehörde der Länder Berlin und Brandenburg (LuBB) eingeleitet und durchgeführt.
Für darüber hinausgehende bauliche Anlagen, die also die Hindernisfreiheit überschreiten
wollen, ist im Grundsatz nach eine Zulässigkeit nicht gegeben. Dies wird aber durch die
Festsetzungen dieses Bebauungsplanes nicht angestrebt. Die für die zu errichtende Schule
festgesetzten Höhen der Baukörper unterschreiten die nach der Hindernisfreiheit mögli-
chen Gebäudehöhen deutlich.

Eine Festsetzung zur Anzeigepflicht von Vorhaben ist mit dem Katalog des § 9 BauGB
nicht möglich. Zur Betonung der Anzeigepflicht von Vorhaben innerhalb der "Hindernisfrei-
heit" wird auf dem Plan jedoch ein entsprechender Hinweis abgedruckt.

Trotz erheblicher und nachhaltiger Anstrengungen ist es der Gemeinde Schönefeld bisher
nicht gelungen, die im Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung (MIL) vorliegenden
digitalen Daten der "Hindernisfreiheit" für den BER zu bekommen. Deshalb wurden die An-
gaben zur Hindernisfreiheit gemäß den Angaben vom 02.05.2012 im Amtsblatt für Bran-
denburg 23. Jahrgang, Nr. 17 des Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft "Ände-
rung und Neufassung der Genehmigung des Verkehrsflughafens Berlin-Schönefeld, künftig
Verkehrsflughafen Berlin-Brandenburg" nach bestem Wissen und Gewissen konstruiert, in
den Bebauungsplan eingetragen und entsprechende Festsetzungen abgeleitet. Gerinfügige
Abweichungen von den Originaldaten sind deshalb möglich. 

Es wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass ausschließlich die im Ministerium für 
Infrastruktur und Landesplanung vorliegenden Angaben verbindlich sind.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf - Parkhaus
und Sondergebiet" ist eine durch Baukörper hervorgerufene Beeinträchtigung der Hinder-
nisfreiheit des Flugbetriebs und der Flugsicherung nicht zu erwarten. Somit wird auch die-
sem Ziel der Landesplanung Rechnung getragen.

Die ausnutzbare Bauhöhe ergibt sich somit aus der angegebenen Maßzahl und der positi-
ven bzw. negativen Differenz zwischen Flughafenbezugspunkt (FBP) bzw. Startbahnbe-
zugspunkt (SBP) und örtlicher Höhenlage. Bei einer örtlichen Höhenlage von beispielswei-
se 44 m über NHN im DHHN 2016 und einer angegebenen Maßzahl von 90 m wäre somit
die Planung auf eine maximale Bauhöhe von 46 m üGOK begrenzt. Somit sind aus Sicht
der Gemeinde Schönefeld keine Beeinträchtigungen zu erwarten.
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Die Hindernisfreiheit in Bezug auf die Südbahn des Verkehrsflughafen Berlin-Brandenburg
liegt im östlichen Anflug- und Abflugsektor bei über 95 m über NHN. Bei einer Geländehöhe
von max. 42,5 m betrüge dann die maximale Bauhöhe 52,5 m über Gelände.

Im Bebauungsplan wird für das SO Parkhaus (SO-PH) eine maximale Höhe von 64,5 m
festgesetzt, zu der noch ein Aufzugsturm von 2 m zuzurechnen ist. Somit ergibt sich für das
Parkhaus eine maximale Höhe von 24 m über Gelände.

Somit sind aus Sicht der Gemeinde Schönefeld keine Beeinträchtigungen zu erwarten.

Abb. 12: Hindernisfreiheit Südbahn
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Das Plangebiet liegt außerhalb des Lärmschutzbereiches nach § 3 des Gesetzes zum
Schutz gegen Fluglärm Flughafen Berlin-Brandenburg (EDDB).

Abb. 13: Lärmschutzbereiche

23

BBP 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf - Parkhaus und Sondergebiet"
in der Gemeinde Schönefeld
nach § 13a BauGB

Entwurf - 11/2023
Thomas Jansen • Ortsplanung



9. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan

Entsprechend § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungs-
plan zu entwickeln. Die Gemeinde Schönefeld hat einen Flächennutzungsplan (FNP) für
das gesamte Gemeindegebiet erstellt. Zum Beschluss kam dieser am 14.12.2006 durch die
Gemeindevertretung Schönefeld. Er wurde mit Bescheid vom 13.02.2007 von der höheren
Verwaltungsbehörde genehmigt und wirksam nach dem Verstreichen der einjährigen Frist
nach § 215 BauGB, in der keine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften geltend
gemacht wurden. Die 1. Änderung des FNP der Gemeinde Schönefeld wurde am
02.11.2011 durch die Gemeindevertretung Schönefeld beschlossen und durch Schreiben
der höheren Verwaltungsbehörde vom 06.02.2012 und der anschließenden öffentlichen Be-
kanntmachung rechtskräftig.

Der wirksame Flächennutzungsplan in der Fassung der 2. Änderung (Bekanntmachung
vom 15.03.2019) stellt das Planänderungsgebiet als Sonder- und Gewerbegebiet entspre-
chend dem wirksamen Bebauungsplan dar. Der Flächennutzungsplan wird für den neu auf-
zustellenden Bebauungsplan auf dem Wege der Korrektur angepasst. 

Hieraus ergibt sich die folgende Abbildung mit der wirksamen Darstellung und der Anpas-
sung für den Flächennutzungsplan im Wege der Korrektur.
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Abb. 14: Flächennutzungsplan der Gemeinde Schönefeld, i.d.F. 2. Änderung (Stand: 17.10.2018)
und angepasste Darstellung im Wege der Korrektur
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10. Art der baulichen Nutzung

In diesem Bebauungsplan sind zwei Arten der baulichen Nutzung festgesetzt.

Gewerbegebiet
Das Flurstück 761, Flur 3, Gemarkung Waltersdorf war im wirksamen Bebauungsplan 002
"An der Grünauer Straße" als Sondergebiet Einkaufszentrum (SO EKZ) festgesetzt. Im
Erdgeschoss des Gebäudes auf dem Flurstück 761 sind folgende Handelsnutzungen anzu-
treffen:
- Jysk
- Bäderausstellung mit Showroom und Lager
- Handwerkerverkauf mit Lager
- Lager eines Elektronikhandels
- Büros

Abb. 15: vorhandene Nutzungen

In diesem Bebauungsplan wurde die Fläche als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO festge-
setzt, um auch andere allgemeine Gewerbenutzungen zulässig werden zu lassen. Gewer-
begebiete dienen dabei vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden
Gewerbebetrieben. 

Für das Gewerbegebiet wurden folgende Nutzungsarten zugelassen:
zulässig sind: 
- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude
- Tankstellen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 Abs. 2 BauNVO)
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nicht zulässig sind:
- Anlagen für sportliche Zwecke
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 Abs. 2 BauNVO  i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO)

Nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden:
- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie 

für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet 
und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
- Vergnügungsstätten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO)

Darüber hinaus sollen mit den textlichen Festsetzungen Nr. 1 und 2 weitere Nutzungspräzi-
sierungen für das Gewerbegebiet vorgenommen werden. 

Die textliche Festsetzung Nr. 1 lautet: 
"Im  Gewerbegebiet (GE) sind folgende Nutzungen nicht zulässig:
- Bordelle und ähnliche Betriebe und Anlagen, die dazu bestimmt sind 

sexuelle Handlungen zu vollziehen oder diese anzudeuten oder anzuregen 
sowie andere Betriebe und Kinos, in denen vornehmlich sexuelle Handlungen 
dargestellt werden sowie hierzu erforderliche Räume und Anlagen zur Betriebsführung
und für das Aufsichtspersonal

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 9 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO)"

Im Gewerbegebiet sind regelhaft auch Einzelhandelsnutzungen bis zur Schwelle der Groß-
flächigkeit zulässig. Um unzulässige Wirkungen sich ggf. ansiedelnder Einzelhandelsnut-
zungen auszuschließen, hat Stadt+Handel eine Stellungnahme zum Einzelhandel im Plan-
gebiet und den angrenzenden Gebieten erstellt, um die noch zulässigen Einzelhandelsnut-
zungen abgrenzen zu können. Aus dieser Stellungnahme wurden die folgenden Festset-
zungen herausgearbeitet und mit dem Gutachterbüro abgestimmt.

Die textliche Festsetzung Nr. 2 lautet: "Im Gewerbegebiet (GE) sind die Verkaufsflächen
der zentrenrelevanten und nicht zentrenrelevanten Sortimente nur bis zu den in der folgen-
den Tabelle benannten Obergrenzen zulässig. Einzelhandelsbetriebe dürfen zentrenrele-
vante und nicht zentrenrelevanten Verkaufsflächen entsprechend der nachfolgenden Liste
nur bis 800 qm aufweisen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO):

zentrenrelevante Sortimente: *
- Augenoptik 20 qm
- Bekleidung (ohne Sportbekleidung) 570 qm
- Bettwaren/Matratzen 60 qm
- Briefmarken und Münzen 800 qm
- Campingartikel (ohne Campingmöbel) < 10 qm
- Elektrogroßgeräte 30 qm
- Elektrokleingeräte 20 qm
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- Fahrräder und Zubehör 30 qm
- Glas/Porzellan/Keramik 40 qm
- Haus-/Bett-/Tischwäsche 30 qm
- Hausrat/Haushaltswaren 80 qm
- Heimtextilien (Gardinen, Dekostoffe, Sicht-/Sonnenschutz) 100 qm
- Kinderwagen 800 qm
- Künstler- und Bastelbedarf 10 qm
- Kurzwaren/Schneidereibedarf/Handarbeiten 

sowie Meterware für Bekleidung und Wäsche (inkl. Wolle) 10 qm
- Lampen/Leuchten 50 qm
- Musikinstrumente und Musikalien 800 qm
- Neue Medien/Unterhaltungselektronik 125 qm
- Blumen/Pflanzen (Indoor) 150 qm
- Schuhe, Lederwaren 100 qm
- Spielwaren 60 qm
- Sportartikel (inkl. Sportbekleidung) 80 qm
- Uhren/Schmuck 15 qm
- Waffen/Jagdbedarf/Angeln 800 qm
- Wohneinrichtungsbedarf (ohne Möbel),

Bilder/Poster/Bilderrahmen/Kunstgegenstände 50 qm
- Zoologischer Bedarf und lebendige Tiere   120 qm

zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente: *
- Baumarktsortiment im engeren Sinne 1.400 qm - 2.300 qm
- Boote und Zubehör 800 qm
- Gartenartikel (ohne Gartenmöbel) 650 qm - 800 qm
- Kfz-Zubehör 800 qm
- Möbel (inkl. Garten- und Campingmöbel) 800 qm - 1.900 qm
- Teppiche (ohne Teppichböden) 800 qm

* zentrenrelevante und nicht zentrenrelevante Sortimente aus LEP HR
öffentlich bekannt gemacht am 29.04.2019,
Auszug durch Gutachter tlw. aggregiert aus Tabelle 1
aus den Erläuterungen zum Grundsatz G 2.8 LEP HR, S. 41-42"

Das Gutachten von Stadt+Handel "Stellungnahme zur Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 002 "An der Grünauer Straße" zum Bebauungsplan 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf"
aus 07/2023 ist vollumfänglich Anlage zu dieser Begründung.
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Sondergebiet - Parkhaus

Das Flurstück 218/15, Flur 3, Gemarkung Waltersdorf war im wirksamen Bebauungsplan
002 "An der Grünauer Straße" als Gewerbegebiet festgesetzt. In dem Baufeld auf dem
Flurstück 218/15, Flur 3, Gemarkung Waltersdorf soll eine dem gesamten Gewerbegebiet
dienende Quartiersgarage mit einem Energie- und Mobility-Hub errichtet werden. Die Nut-
zung dient allen anderen Gewerbegebietsflächen. Zudem soll es in Split-Levels errichtet
werden. 

Eine Festsetzung als Gewerbegebiet (GE) mit 2 x 6 Einzelgeschossen verbietet sich an
dieser Stelle, so dass der Weg der konkreten Festsetzung von einzelnen Nutzungsarten in
einem Sondergebiet gewählt wurde. 

Die Fläche wurde deshalb entsprechend § 11 BauNVO als Sonstiges Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung Parkhaus festgesetzt.
Zulässig ist ein Energie- und Mobility Hub mit Parkhaus, Ladestation und ein BHKW (Block-
heizkraftwerk).

Abb. 16: Parkhaus (Quelle: STP Architekten, Berlin)
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Abb. 17: Parkhaus Erdgeschoss (Quelle: STP Architekten, Berlin)

Abb. 18: Parkhaus Schnitt (Quelle: STP Architekten, Berlin)
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11. Maß der baulichen Nutzung

Zur Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung wurden folgende Festsetzungen ge-
troffen:
- Grundflächenzahl (GRZ)
- Geschossflächenzahl (GFZ)
- Zahl der Geschosse 
- Baumassenzahl (BMZ)
- Höhe baulicher Anlagen (Hmax) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist als Angabe über die Intensität einer Grundstücksaus-
nutzung und Bewertungskriterium in der Bundesrepublik Deutschland Bestandteil des öf-
fentlichen Baurechts, speziell des Bauplanungsrechts, und stellt ein wichtiges städtebauli-
ches Steuerungsinstrument des BauGB dar. Es dient dazu, eine geordnete städtebauliche
Nutzung zu gewährleisten. Dabei erfolgt meist eine Beschränkung der Bebauungsdichte.
Neben der "Art der baulichen Nutzung" ist es das wichtigste Kriterium zur Beurteilung der
Zulässigkeit eines Bauvorhabens im Geltungsbereich eines Bebauungsplans (B-Plan) oder
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils. Die gesetzlichen Definitionen und
Richtwerte finden sich in §§ 16 ff. Baunutzungsverordnung (BauNVO).

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (abgekürzt GRZ), die
Geschossflächenzahl (GFZ) und die Baumassenzahl (BMZ), sowie durch die Anzahl der
Vollgeschosse oder/und die Höhe der baulichen Anlage bestimmt. Das zulässige Maß der
baulichen Nutzung ergibt sich entweder durch die Festsetzungen eines Bebauungsplans
oder innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils nach der Eigenart der näheren
Umgebung (Einfügungsgebot).

In der Regel werden in einem Bebauungsplan Höchstmaße für die bauliche Nutzung fest-
gesetzt. Diese dürfen vom konkreten Bauvorhaben unterschritten, aber nicht überschritten
werden. In bestimmten Fällen können auch Mindestmaße oder zwingende Maße (für Voll-
geschosse oder Gebäudehöhen) festgesetzt werden. Es besteht die Möglichkeit, im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahrens Ausnahmen oder Befreiungen von den festgesetz-
ten Maßen zu beantragen. 

31

BBP 04/21 "Lilienthalpark Waltersdorf - Parkhaus und Sondergebiet"
in der Gemeinde Schönefeld
nach § 13a BauGB

Entwurf - 11/2023
Thomas Jansen • Ortsplanung



11.1 Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) gibt den Flächenanteil eines Baugrundstückes an,
der überbaut werden darf; sie wird mit ein oder zwei Dezimalstellen angegeben, beispiels-
weise: GRZ 0,8 = 80 % der Grundstücksfläche dürfen überbaut werden

Beispielrechnung: Grundfläche der baulichen Anlagen (5.000 qm): 
Fläche des Grundstückes (8.000 qm) = 0,625 (somit GRZ von 0,8 unterschritten)

Bei der Ermittlung der GRZ nach § 19 BauNVO werden, beginnend mit der Fassung von
1990, die Grundflächen aller baulichen Anlagen, wie Gebäude, Nebenanlagen und befe-
stigte Flächen voll angerechnet. Die zulässige Grundfläche darf durch die Nebenanlagen
im Regelfall um bis zu 50 % überschritten werden (bis auf Ausnahmen nur bis GRZ 0,8).

Für beide Baufelder wurde die aktuelle Versiegelung anhand der Plangrundlage des öffent-
lich bestellten Vermessungsingenieurs (öbVI) ermittelt. Dabei wurde die von PST GmbH,
Werder (Havel) erstellte Verkehrsplanung berücksichtigt, die zu einer deutlichen Verminde-
rung der Baugebietsflächen führt (verwiesen wird in diesem Zusammenhang auf Kapitel 13
dieser Begründung). 

Aus verkehrlicher Sicht mussten die Verkehrsflächen erweitert werden. Dies führt rück-
wärtsgerichtet zu einer größeren GRZ als die Festsetzung der GRZ im wirksamen Bebau-
ungsplan.

Für das Baufeld 1 auf dem Flurstück 761, Flur 3, Gemarkung Waltersdorf führt es sogar zu
einer Überschreitung der Orientierungswerte für die Obergrenze der GRZ für Gewerbege-
biete nach § 17 BauNVO. Dies ist in diesem Fall jedoch unkritisch. Im wirksamen Bebau-
ungsplan ist für die verbleibenden Baufelder eine geringere GRZ von 0,6 festgesetzt, so
dass die Gesamt-GRZ für diesen Teil des Lilienthalparks deutlich unter 0,8 liegt. Mit der
Überschreitung der GRZ in diesem Bebauungsplan wird aus Sicht der Gemeinde Schöne-
feld keine beachtliche Auswirkung auf die natürlichen Funktionen des Bodens erkannt. Zu-
dem würde die Einhaltung der Grenze von 0,8 für das Gewerbegbiet zu einer wesentlichen
Erschwerung der zweckentsprechenden Nutzung des Grundstücks kommen, da Versiege-
lungen zurückgenommen werden müssten, die ausschließlich aus der Notwendigkeit der
Erweiterung der Verkehrsflächen herrühren.
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Abb. 19: Versiegelung (eigene Darstellung)
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Tab. 1:  Versiegelung

Für das Gewerbegebiet wurde eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,9 und für das Sonder-
gebiet mit der Zweckbestimmung Parkhaus von 0,8 festgesetzt.

11.2 Geschossflächenzahl (GFZ)

Die Geschossflächenzahl (§ 20 BauNVO), abgekürzt GFZ, gibt das Verhältnis der gesam-
ten Geschossfläche aller Vollgeschosse der baulichen Anlagen auf einem Grundstück zu
der Fläche des Baugrundstücks an. Die GFZ ist eine dimensionslose Größe und wird mit
ein oder zwei Dezimalstellen angegeben. Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen
der Gebäude in allen (Voll)-Geschossen zu ermitteln.

Beispielrechnung: Alle Geschossflächen eines Grundstücks im Gewerbegebiet zusammen
(8.000 qm): Fläche des Grundstücks (5.000 qm) = 1,6

Für das Gewerbegebiet wurde eine Grundflächenzahl (GFZ) von 1,2 festgesetzt. Dies liegt
deutlich unter der Obergrenze für Gewerbegebiete nach der BauNVO und entspricht der
Festsetzung im wirksamen Bebauungsplan.

Für das Parkhaus im Sondergebiet wurde keine GFZ festgesetzt.

Baufeld 1 (GE) Baufeld 2 (SO)

Baufeld in qm

überbaubare Grundstücksfläche 
(Baugrenze)

13.937,0

10.852,9

qm

qm

3.250,6

2.687,0

qm

qm

festgesetzte GRZ

rechnerische Grundfläche (GR) 
(Baufeld + GRZ)

Grundfläche Hauptgebäude

GRZ Hauptgebäude
(Hauptgebäude / Baufeld)

0,8

11.149,6 qm

7.972,1

0,57

qm

0,8

2.600,5 qm

2.201,4

0,68

qm

weitere Versiegelung

Grundfläche Gesamtversiegelung

GRZ Gesamtversiegelung
(GR Gesamtversiegelung im Baufeld)

Festsetzungsvorschlag GRZ

3.820,5

11.792,6

qm

qm

0,85

0,9

106,4

2.307,8

qm

qm

0,71

0,8
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Aus Sicht der Gemeinde Schönefeld ist dies weder erforderlich noch sinnvoll. Praktikabler
und angemessener ist für das Parkhaus neben der Festsetzung der GRZ die Festsetzung
der maximalen Höhe der baulichen Anlagen über einem Höhenbezugspunkt.

11.3 Zahl der Vollgeschosse

Im § 20 Abs. 1 BauNVO wird die Geschossigkeit begrifflich geregelt: "Als Vollgeschoss gel-
ten Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind oder auf ihre
Zahl angerechnet werden."

In der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
15.11.2018 wird der Begriff des Vollgeschosses aber nicht verwandt. Im § 2 Abs. 6 BbgBO
werden Geschosse definiert. "Geschosse sind oberirdische Geschosse, wenn ihre Decken-
oberkanten im Mittel mehr als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragen; im Übrigen
sind sie Kellergeschosse. Hohlräume zwischen der obersten Decke und der Bedachung, in
denen Aufenthaltsräume nicht möglich sind, sind keine Geschosse."

Im Kommentar der BbgBO 2016 von Prof. Dr. Christian-W. Otto, 4. Auflage, Dresden 2016
wird folgendes klargestellt: "Mit dem Begriff 'Geschoss' wird eine nach oben und unten be-
grenzte Gebäudeebene beschrieben. Unterschieden wird im Baurecht zwischen den Be-
griffen 'Vollgeschoss', ' Kellergeschoss', 'Dachgeschoss' oder 'Staffelgeschoss'. Der Begriff
des Vollgeschosses ist in § 89 Abs. 2 (nach Änderung BbgBO auch Artikel 1 des Gesetzes
vom 09.02.2021 (GVBl. I Nr. 5) nun § 88 Abs. 2 BbgBO) geregelt. Bauordnungsrechtliches
Merkmal des Geschosses ist weiterhin, dass die Gebäudeebene von Personen betreten
und - in einem nicht ganz unbedeutenden Bereich - aufrecht begangen werden kann. Die
Gebäudeebene muss dabei durch einen Boden und eine Decke oder das Dach von ande-
ren Raumschichten (Gebäudeebenen) abgetrennt werden, vgl. OVG Hamburg, U. v.
10.04.2003 - 2 Bf 523/98. Mit der Voraussetzung der aufrechten Begehbarkeit - jedenfalls
in Teilbereichen - sollen sog. Kriechgeschosse für technische Anlagen, aber auch Spitzbö-
den im Dachbereich aus dem allgemeinen Geschossbegriff ausgenommen werden. Der
Gesetzgeber hat dies durch die Novelle 2016 in Satz 2 klargestellt. Wann eine Gebäudee-
bene aufrecht begangen werden kann, wird nicht in allen Bundesländern gänzlich einheit-
lich beurteilt.

Ein oberirdisches Geschoss ist ein Geschoss, dessen Deckenoberkante, also die Oberkan-
te des fertigen Fußbodens, im Mittel mehr als 1,40 m über de Geländeoberfläche liegt. Auf
welcher Höhe bzw. Tiefe der Fußboden liegt, ist unerheblich. Um dieses Mittel zu berech-
nen ist festzustellen, ob das Maß der tatsächlich freiliegenden Außenwandfläche des Ge-
schosses größer ist als der Wert, der sich aus der Multiplikation des Geschossumfangs mit
dem Höhenwert von 1,40 m ergibt, vgl. VGH Kassel, B. v. 26.07.1988 - 4 TG 1003/86.
Wenn die Geländeoberfläche eben ist, reicht es in der Regel aus, den Durchschnitt aus der
Summe der Geschosshöhe, die an den Gebäudeecken gemessen wurde, zu errechnen, in-
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dem diese Höhe addiert und durch die Zahl der Gebäudeecken dividiert wird. Liegt der
Wert über 1,40 m, handelt es sich um ein oberirdisches Geschoss. Liegt der Wert darunter,
handelt es sich um ein Kellergeschoss. Für das Kellergeschoss gelten die besonderen Re-
gelungen über die Feuerwiderstandsdauer der Trennwände nach § 29 Abs. 2 Nr. 3 und
Abs. 3 Satz 1, über die Decken nach § 31 Abs. 2 Satz 1 sowie die Anforderungen an Trep-
penräume nach § 35 Abs. 6 Nr. 1 und an Öffnungen in § 37 Abs. 4."

Im Gewerbegebiet ist wie auch im wirksamen Bebauungsplan eine bis zu dreigeschossige
Bebauung Bebauung festgesetzt. Aus Sicht der Gemeinde Schönefeld ist die Festsetzung
einer Mindestgeschossanzahl nicht mehr erforderlich.

Für das Sondergebiet Parkhaus ist keine Geschossigkeit festgesetzt. Hier bestimmt sich
das vertikale Maß der baulichen Nutzung über die festgesetzte maximale Höhe der bauli-
chen Anlagen.

11.4 Höhe baulicher Anlagen (Hmax)

Zur maximalen Höhe der baulichen Anlagen wurden entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
i.V.m § 18 Abs. 1 BauNVO nachfolgende Festsetzungen getroffen:

Festsetzung Nr. 3: "Im Gewerbegebiet wird die max. Höhe auf 55 m über Normal-Null
(NHN) im DHHN 2016 festgesetzt. Hiervon ausgenommen sind Aufzugstürme, Kamine,
Lüfter, Antennen, Gebäudeteile für Absturzsicherungen o.ä. (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m.
§ 18 Abs. 1 BauNVO)."

Festsetzung Nr. 4: "Im Sondergebiet Parkhaus wird die max. Höhe für die oberste Ebene
des Parkhauses auf 64,5 m und die OK des Aufzugsschachtes auf 66,5 m über Normal-
Null (NHN) im DHHN 2016 festgesetzt. Hiervon ausgenommen sind Aufzugstürme, Kami-
ne, Lüfter, Antennen, Gebäudeteile für Absturzsicherungen o.ä. (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO)."

Hierdurch wird für das Gewerbegebiet neben der Geschossigkeit eine weitere Maßbestim-
mung festgesetzt und für das Sondergebiet die vertikale Höhenfestsetzung eindeutig defi-
niert.
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11.5 Bauweise

Die Festsetzung einer Bauweise erfolgt immer dann, wenn städtebauliche Ziele eine solche
Festsetzung erfordern.

Gemäß § 22 BauNVO kann im Bebauungsplan die Bauweise als offene oder geschlossene
Bauweise festgesetzt werden.

In der offenen Bauweise werden die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand als Einzelhäu-
ser, Doppelhäuser oder Hausgruppen errichtet. Die Länge der Hausformen darf höchstens
50 m betragen. Im Bebauungsplan können Flächen festgesetzt werden, auf denen nur Ein-
zelhäuser, nur Doppelhäuser, nur Hausgruppen oder nur zwei dieser Hausformen zulässig
sind.

In der geschlossenen Bauweise werden die Gebäude ohne seitlichen Grenzabstand errich-
tet, es sei denn, dass die vorhandene Bebauung eine Abweichung erfordert. Die seitlichen
Außenwände der Gebäude sind danach so auf die Grenze zu bauen, dass sich die Wände
der Gebäude berühren.

Nach § 22 Abs. 4 der BauNVO kann im Bebauungsplan auch eine abweichende Bauweise
festgesetzt werden, beispielsweise an vordere, rückwärtige und seitliche Grundstücksgren-
zen heranzubauen.

Regelhaft ist für die Bebauung eines Gewerbegebietes eine solche Festsetzung nicht erfor-
derlich, da die hier wirtschaftenden Betriebe nur selten in ihrer baulichen Entwicklung ein-
geengt werden sollen.

Für das Gewerbegebiet wurde eine geschlossene Bauweise festgesetzt. Dies ist für das
Sondergebiet Parkhaus nicht möglich, weil die "Schmalseite" des Baugebietes eine gerin-
gere Breite als 50 m aufweist.

Für beiden Baugebiete ist die Dachausbildung analog zum wirksamen Bebauungsplan als
Flachdach festgesetzt.
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12. überbaubare Grundstücksfläche

Die überbaubare Grundstücksfläche (auch Baufenster) bezeichnet in der Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) den Teil eines Baugrundstücks, auf dem entsprechend den Festsetzun-
gen des Bebauungsplans und unter Beachtung der jeweiligen bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften ein Bauwerk oder Geäbude errichtet werden darf.

Die Fläche wird im Bebauungsplan zeichnerisch dargestellt und durch Baugrenzen sowie
gegebenenfalls Baulinien begrenzt.

Die Baugrenze ist die im Bebauungsplan festgesetzte bzw. eingezeichnete Linie, welche
von Gebäuden oder deren Teilen nicht überbaut werden darf. Wenn nur eine Baugrenze
und keine Baulinie festgelegt ist, kann innerhalb dieses Baufensters das Gebäude entspre-
chend den gesetzlichen Richtlinien, wie den erforderlichen Abstandsflächen, frei positioniert
werden.

Im Gegensatz zur Baugrenze darf das Gebäude hinter der Baulinie nicht zurückbleiben,
sondern die betreffende Außenwand muss exakt an der Baulinie liegen. Ziel einer Baulinie
ist es zumeist, eine durchgehende Häuserflucht an der Straßenseite zu erzielen.

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan durch "Baufenster" festge-
setzt, die durch eine "Baugrenze" gebildet wird. Baulinien oder Bautiefen wurden nicht fest-
gesetzt. 

Die festgesetzte Baugrenze gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB hat unterschiedliche Abstände
zu den angrenzenden Straßenverkehrsflächen. Hierdurch wird für die gewerblich-industriel-
le Nutzung der Baugebiete und Bauflächen eine sachentsprechend hohe Flexibilität für In-
vestitionen der Betriebe erzielt. Der geringe Abstand der Baugebiete, insbesondere an der
Lilienthalstraße, ergibt sich aus den Abzugsfläche für die verbreiterten Verkehrsflächen.
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13. Verkehrsflächen

13.1 Äußere und innere Erschließung

Die nördliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Grünauer Straße (L 400).
An die Grünauer Straße bindet die Zeppelinstraße an.
Die Lilienthalstraße quert in Ost-West-Richtung das Plangebiet.

Das Büro PST GmbH, Werder (Havel) ist mit der Planung des Umbaus der Lilienthalstraße
beauftragt worden und hat hierzu den Vorentwurf mit Stand: 07/2023 für die Umgestaltung
vorgelegt. Der zugehörige Bericht ist vollumfänglich Teil der Anlagen zur Begründung.

Abb. 20: Straßenplanung - Ausschnitt, Quelle: PST GmbH, Werder (Havel); Stand: 20.07.2023

Die Verkehrsflächen im Plangebiet werden entsprechend der Straßenplanung vom Büro
PST GmbH, Werder (Havel) und einer generalisierten Außengrenze der Verkehrsfläche
festgesetzt.

13.2 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Zur Sicherung der Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs sind Bereiche ohne Ein- und
Ausfahrten gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt worden. Dies betrifft das Gewerbe-
gebiet angrenzend an die Grünauer Straße (L 400) und den Einmündungsbereich der Zep-
pelinstraße in die Grünauer Straße mit ca. 40 m bis zum Beginn der vorfindbaren Auffahrt
auf das Grundstück sowie der Kreuzungsbereich der Zeppelinstraße mit der Lilienthalstra-
ße bis zur südlichen Grundstückszufahrt an der Zeppelinstraße und in der Lilienthalstraße
bis zur Höhe der östlichen Baugrenze.
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Im Sondergebiet Parkhaus soll durch die Festsetzung der Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt
die Zufahrt zum Parkhaus und zur Energiezentrale gesteuert werden. Deshalb umfasst der
Bereich ohne Ein- und Ausfahrt die angrenzenden Flächen an der Zeppelinstraße als West-
Ost-Achse des Plangebietes, die Lilienthalstraße und im Einmündungsbereich der Ver-
kehrsfläche auf dem Flurstück 218/14, Flur 3, Gemarkung Waltersdorf in die West-Ost-Ach-
se der Lilienthalstraße in einem Abstand von 15 m.

14. Stellplätze

Die Gemeinde Schönefeld besitzt keine Stellplatzsatzung. Demzufolge sind die erforderli-
chen Stellplätze im Bebauungsplan zu regeln.

Zur Sicherung und Regelung eines ausreichenden Stellplatzangebotes im Plangebiet und
in Bezug auf § 49 BbgBO wurde deshalb die Festsetzung Nr. 5 getroffen: "Zu baulichen An-
lagen ist die festgesetzte Zahl der erforderlichen Stellplätze nach Liste 1 auf dem Bau-
grundstück oder an anderen geeigneten Orten zu errichten. Bei baulichen Anlagen mit un-
terschiedlicher Nutzung ist der Bedarf für die jeweilige Nutzungsart getrennt zu ermitteln.
Ausnahmsweise darf die Zahl der erforderlichen Stellplätze um maximal 20 vom Hundert
überschritten werden. (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 1 BauNVO und i.V.m. § 87
Abs. 4 BbgBO)"

§ 49 Abs. 1 BbgBO regelt, dass "bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von
baulichen Anlagen sowie anderen Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr mittels
Kraftfahrzeugen oder mittels Fahrrädern zu erwarten ist, (...) die durch die Gemeinde in ei-
ner örtlichen Bauvorschrift nach § 87 festgesetzten notwendigen Stellplätze oder notwendi-
ge Abstellplätze für Fahrräder hergestellt werden (müssen)".

Durch diese Festsetzung wird sichergestellt, dass je nach Nutzungsart und in Abhängigkeit
von beanspruchter Fläche etc. das benötigte Stellplatzangebot geschaffen wird. Die ergän-
zende Liste 1 zur Festsetzung Nr. 5 orientiert sich an der außer Kraft getretenen Verwal-
tungsvorschrift zur Brandenburgischen Bauordnung vom 01.09.2003. In dieser wurden
Richtzahlen für den Stellplatzbedarf gegliedert nach Nutzungsarten herausgearbeitet.

Mit dieser Festsetzung soll der erforderliche Bedarf an Stellplätzen im Plangebiet für zu
realisierende Nutzungen sicher gestellt werden. Mit dieser Festsetzung sollen keine ge-
werblichen Vermietungs-Stellplätze für Nutzungen und Bedarfe außerhalb des Lilienthal-
parkes induziert werden.

Die ausnahmsweise zulässige Mehrzahl an Stellplätzen von 20 vom Hundert soll es Nut-
zungen ermöglichen zusätzliche Stellplätze vorzuhalten, ohne eine Befreiung von den Fest-
setzungen beantragen zu müssen (Tagungen / Convention Center etc.).
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Nutzungsarten Zahl der PKW-Stellplätze

Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen:
Büro- und Verwaltungsräume allg. 1 je 40 qm Nutzfläche 

(bis 60 qm, mind. 2)

Räume mit erheblichem Besucherverkehr 1 je 30 qm Nutzfläche, mind. 4
(Schalter-, Abfertigungs-, Beratungsräume,
Kanzleien oder Praxen)

Verkaufsstätten:
Läden, Geschäftshäuser, Einzelhandel 1 je 40 qm Nutzfläche

Versammlungsstätten:
Sonstige Versammlungsstätten 1 je 8 Besucherplätze
(wie Filmtheater, Vortragssäle)

Sportstätten:
Spiel- und Sporthallen 1 je 100 qm Sportfläche

Sportstätten mit Besucherplätzen 1 je Besucherplätzen

Gaststätten und Beherbergungsbetriebe:
Gaststätten, Discotheken, 1 je 10 qm Gastraumfläche
Vereinsheime, Clubhäuser o.ä.

Beherbergungsbetriebe wie Hotels, 1 je 3 Gästeschlafplätzen sowie
Pensionen, Kurheime 1 Busstellplatz je 100 Zimmer

Gewerbliche Anlagen:
Handwerks- und Gewerbebetriebe 1 je 60 qm Nutzfläche, mind. 2

Lagerräume, Lagerplätze 1 je 100 qm Nutzfläche

Kraftfahrzeugwerkstätten 6 je Wartungs- oder Reparaturstand

Automatische Kraftfahrzeugwaschanlage 5 je Waschanlage

Kraftfahrzeugwaschplätze 3 je Waschplatz
zur Selbstbedienung

Automatische Kraftfahrzeugwaschstraße 4 je Waschplatz, 
zusätzlich ein Stauraum

Verschiedenes:
Gewerbebetriebe mit Anlieferung 1 Lkw-Stellplatz 

je Anlieferungstor je Ladeluke /
Laderampe (Slot)

Behindertenstellplätze 1 je 1.000 qm Nutzfläche, mind. 1

Ladestation Elektromobile 1 je 1.000 qm Nutzfläche, mind. 1

Das Sondergebiet Parkhaus soll den sich entwickelnden Stellplatzbedarf in zentraler Lage
für wesentliche Teile des Lilienthalparkes abdecken.
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15. Technische Infrastruktur

15.1 Trinkwasserver- / Schmutzwasserentsorgung

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser und die Entsorgung des Abwassers wird
durch den Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverband (MAWV) sichergestellt. 

15.2 Niederschlagswasser

Anfallendes, nicht genutztes und nicht verunreinigtes Niederschlagswasser von versiegel-
ten Flächen und Dächern muss entsprechend des gültigen BbgWG genutzt bzw. vor Ort
versickert oder verdunstet werden. Hierzu wurde die textliche Festsetzung Nr. 10 getroffen.
Sie lautet: "Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser von geringbe-
lasteten Herkunftsflächen ist breitflächig über die belebte Bodenzone einer ausreichend
mächtigen und bewachsenen Oberbodenschicht gemäß den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik vor Ort zu versickern (Flächenversickerung, Muldenversickerung, Rigolen)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und 20 BauGB)."

15.3 Löschwasser

Die Gemeinde Schönefeld hat gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über den Brand-
schutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz des Landes Brandenburg (Branden-
burgisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz - BbgBKG) eine angemessene
Löschwasserversorgung zu gewährleisten.

Für die Bemessung der erforderlichen Löschwassermenge im Plangebiet wird das Arbeits-
blatt W 405 des DVGW zu Grunde gelegt. Zur Brandbekämpfung ist für das gesamte Ge-
biet eine Löschwasserversorgung von mindestens 96 cbm/h zwei Stunden zu gewährlei-
sten. Diese Menge muss in einem Umkreis von 300 m sichergestellt werden, wobei Zäune,
Bauwerke und natürliche Hindernisse zu berücksichtigen sind.
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16. Gestalterische Festsetzung

Zu Werbeanlagen wurden die textliche Festsetzung Nr. 12 getroffen. Sie lautet:
"Werbeanlagen sind an der Stätte der Leistung zulässig. Fluoreszierende und reflektieren-
de Farben sowie bewegtes oder wechselndes Licht sind unzulässig. Leucht- oder Signal-
farben (z.B. RAL Farben 1026, 2005, 2007, 3024, 3026) sind nicht zulässig. Selbstständige
betriebsstättenunabhängige Werbeanlagen sind in den Baugebieten nicht zulässig.
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs. 1 Nr. 2 BbgBO)."

17. Grünordnerische Festsetzung

Die texliche Festsetzung Nr. 11 lautet wie folgt: "An allen fensterlosen Gebäudeflächen mit
einer Länge über 20 m ist eine Begrünung mit rankenden oder klimmenden Pflanzen
(3 Pflanzen / 10 m) vorzusehen. Hierzu sind geeignete Rankgitter o.ä. bis auf eine Höhe
von 10 m über Gelände anzubringen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)."

Diese Festsetzung bezieht sich vor allem auf das Sondergebiet Parkhaus.

18. Ausgleichs-, Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

Vom Ingenieurbüro Ellmann/Schulze GbR, Sieversdorf wurde ein Artenschutzrechtlicher
Fachbeitrag mit Stand: 03/2023 erarbeitet.

Artengruppen Brutvögel/Fledermäuse

V/M 1 Regelung der Fällzeit von Gehölzen

Sollten Bäume im B-Plangebiet gefällt werden müssen, so ist dies nur innerhalb des Zeit-
raums 01.10. - 28.02. eines jeden Jahres zulässig.

V/M 2 Fassaden- oder Dachveränderungen

Sollten bauliche Veränderungen an Dächern oder Fassaden erfolgen, ist vor Beginn der 
Arbeiten eine artenschutzrechtliche Begutachtung notwendig.
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Der Landschaftsplaner kommt zu folgendem Ergebnis:

"Anhand der festgestellten Habitatausstattung konnten Beeinträchtigung für o.g. Artengrup-
pen ausgeschlossen werden.

Ein artenschutzrechtlicher Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 BNatSchG tritt bei Beach-
tung der Maßnahmen V/M 1 und V/M 2 nicht ein.

Ein artenschutzrechtlicher Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 BNatSchG tritt durch die
Nutzungsänderung in die in geringem Umfang erfolgten baulichen Maßnahmen nicht ein."

Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist Anhang zur Begründung.

Bauzeitenregelung

Baubedingte Beeinträchtigungen können bei Baufeldfreimachung eintreten, eine Bauzei-
tenregelung wird somit für notwendig erachtet. Alle baulichen Aktivitäten sind demnach im
Zeitraum vom 28.02. bis 31.07. eines jeden Jahres zu unterlassen. Wird vor Beginn des
Verbotszeitraums mit den Arbeiten begonnen, ist auch eine Bauzeit innerhalb des genann-
ten Zeitraums möglich. Die Unterbrechung darf jedoch nur maximal 10 Tage andauern.

19. Immissionsschutz

Für das Plangebiet liegt ein Schalltechnisches Gutachten vom Büro KSZ Ingenieurbüro
GmbH, Berlin hat mit Stand: 03.08.2023 vor. 

19.1 Schlussfolgerung und Empfehlungen zum Lärmschutz

"Wie bereits in Kapitel 2.3 (Beschreibung des Untersuchungsbereichs) erläutert, stellt sich
eine Kontingentierung der Flächen des B-Plans 04/21 aufgrund der gewachsenen durch-
mischten Nutzungsstruktur des gesamten Gebietes als schwierig dar, da möglicherweise
einzelne gewerbliche Nutzungen zu stark in ihrem Tätigkeitsfeld eingeschränkt werden
könnten.

Trotzdem soll der Charakter eines Gewerbegebietes erhalten werden und bestehende Nut-
zungen gesichert werden. Dennoch sollen zukünftig nur Nutzungen erlaubt sein, deren Tä-
tigkeiten mit den sonstigen umliegenden Nutzungen der anderen B-Pläne und auch der
bestehenden Wohnbebauung verträglich sind.

Zu großen Teilen sind im B-Plangebiet schon Nutzungen ansässig, die mit den unmittel-
baren schutzwürdigen Nutzungen verträglich sind. Dazu gehören sowohl Büronutzungen
und Nutzungen mit nicht störendem Charakter als auch kleinere gewerbliche Nutzungen
mit handwerklichem Charakter.
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Für die als "GE" geplante Fläche bietet sich die Festsetzung einer gewerblich einge-
schränkten Teilfläche (GEe) an, die ausschließlich gebietsverträgliche nicht störende Nut-
zungen zulässt.

Innerhalb dieser Fläche sollten zukünftig vorwiegend Gewerbe zugelassen werden, deren
Tätigkeiten als "nicht wesentlich störend" einzuschätzen sind.

Es sollte außerdem grundsätzlich ein Nachtbetrieb ausgeschlossen werden. Die Einzel-
fallprüfung erfolgt jedoch im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren unter Berücksichti-
gung des § 15 Baunutzungsverordnung (siehe hierzu auch Kap. 8).

Für zukünftige gewerbliche Ansiedlungen mit regelmäßigem Lieferverkehr und Be- und
Entladetätigkeiten, insbesondere im Außenbereich, oder Handwerksbetriebe sollte im Rah-
men des Genehmigungsverfahrens der Nachweis einer Unterschreitung des maßgeblichen
Richtwertes um 10 dB(A) erbracht werden. Wird der Immissionsrichtwert an einem Immissi-
onsort um diesen Wert oder mehr unterschritten wird, trägt diese Anlage nicht zu einer rele-
vanten Erhöhung der Lärmbelastung bei bzw. liegt der Immissionsort gemäß Abschnitt 2.2
der TA Lärm nicht mehr im Einwirkungsbereich der Anlage.

Vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Situation und der möglichen Anzahl an Gewerbe-
betrieben dieser Art in diesem Bereich werden diese Maßnahmen als zielführend gesehen
zukünftigen Immissionskonflikten vorzubeugen.

Die Empfehlung des Einzelfallnachweises mit einer Unterschreitung der Richtwerte der
TA Lärm um 10 dB lässt sich ebenso für das Parkhaus anwenden. Die Ergebnisse im An-
hang (Tabelle A03) zeigen, dass an einem Großteil der untersuchten Immissionsorte be-
reits die Richtwerte um mindestens 10 dB unterschritten werden.

Für die Immissionsorte, an denen die Unterschreitung nur 9 dB beträgt kann Ziffer 3.2.1
TA Lärm zur Anwendung kommen, wonach "einer Anlage die Genehmigung aufgrund der
Vorbelastung nicht versagt werden soll, wenn dauerhaft sichergestellt ist, dass diese Über-
schreitung nicht mehr als 1 dB beträgt."

An dieser Stelle sei auf die relativ konservativen Ansätze zu Beurteilung der Geräuschim-
missionen des Parkhauses verwiesen. Es wird angenommen, dass die zugrunde gelegten
Stellplatzfrequenzen nicht in diesem Umfang erreicht werden.

An den unmittelbar angrenzenden Immissionsorten der Lilienthalstraße 5a-5d (westlich)
und Lilienthalstraße 6 (nördlich) im B-Plan Nr. 002 erreichen die Unterschreitungen nur
4 dB bis 8 dB bzw. die Richtwerte werden eingehalten oder überschritten.

Zurückzuführen sind diese Überschreitungen vor allem auf den Betrieb des BHKW’s. In
diesem Zusammenhang werden für das Parkhaus/ Energiezentrale Lärmschutzmaßnah-
men empfohlen.
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Betrieb Energiezentrale (BHKW/ Rückkühler)

Hinsichtlich der Geräusche aus dem Betrieb der Energiezentrale sollten für den Abgas-
schornstein Abgasschalldämpfer installiert werden, die eine Dämpfung von mindestens
20 dB aufweist, so dass an der Schornsteinmündung ein Schallleistungspegel von LWA =
70 dB(A) erreicht wird.

Für die weiteren Anlagen (Rückkühler auf dem Dach) wird aus schalltechnischer Sicht
empfohlen, die Schallleistungspegel der Anlagen auf mindestens die in der vorliegenden
Untersuchung zugrunde gelegten Pegel LWA = 75 dB(A) je Anlage zu begrenzen oder lei-
sere Anlagen zu verwenden.

Unter diesen Voraussetzungen erreichen die Immissionen des Parkhauses und der Ener-
giezentrale sowohl am Tag als auch in der Nacht Beurteilungspegel, welche die entspre-
chenden Richtwerte der TA Lärm der jeweiligen Gebietskategorie um mindestens 10 dB
unterschreiten.

(...)

19.2 Vorschläge und Hinweise für textliche Festsetzungen im Bebauungsplan
19.2.1 Verkehrsgeräuschimmissionen

Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes müssen bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen An-
lagen die Außenbauteile schutzbedürftiger Aufenthaltsräume bewertete Gesamtbauschall-
dämm-Maß (erf. R‘w,ges) aufweisen, die nach der Norm DIN 4109-1-2018 "Schallschutz im
Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen und Teil 2: "Rechnerische Nachweise" zu bemes-
sen sind. Die Anforderungen für schutzbedürftige Räume unter Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Raumarten sind nach DIN 4109-1-2018 mit nachfolgender Gleichung zu be-
rechnen:
R’w,ges = La - KRaumart

mit La = maßgeblicher Außenlärmpegel
mit KRaumart = 30 dB für Unterrichtsräume und Aufenthaltsräume

= 35 dB für Büroräume und Ähnliches.

Die Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels La erfolgt hierbei entsprechend Ab-
schnitt 4.4.5.3 gemäß DIN 4109-2:2018-01.

Der Nachweis der Erfüllung der Anforderungen ist im Baugenehmigungsverfahren zu er-
bringen. Dabei sind im Schallschutznachweis insbesondere die nach DIN 4109 - 2:2018-01
geforderten Sicherheitsbeiwerte zwingend zu beachten.
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Die zugrunde zu legenden maßgeblichen Außenlärmpegel (La) sind aus den ermittelten Be-
urteilungspegeln des Schallgutachtens der KSZ Ingenieurbüro GmbH vom 19.07.2023 ab-
zuleiten, welches Bestandteil der Satzungsunterlagen ist.

Von diesen Werten kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird, dass die im
Schallgutachten zugrunde gelegten Ausgangsdaten nicht mehr zutreffend sind.

19.2.2 Gewerbefläche im B-Plangebiet

Für die "GE" Fläche im B-Plangebiet bietet sich die Festsetzung einer gewerblich einge-
schränkten Teilfläche (GEe) an, die
• ausschließlich gebietsverträgliche nicht störende Nutzungen zulässt und
• eine Nachtnutzung ausschließt.

Da aufgrund der nicht umsetzbaren Geräuschkontingentierung keine Emissionskontingente
festgesetzt werden können, muss die Einhaltung der TA Lärm im Einzelfall geprüft werden.
In diesem Zusammenhang sollte Möglichkeit einer Festsetzung geprüft werden. Eine mögli-
che Formulierung wäre zum Beispiel:

"Bei Ansiedlung von Gewerbebetrieben, ist durch Einzelnachweise die Einhaltung der, min-
destens um 10 dB(A) reduzierten, Immissionsrichtwerte an der nächstgelegenen schutz-
würdigen Bebauung und dem dort festgesetzten Gebietstyp zu erbringen."

Es wird auf § 15 BauNVO verwiesen. Danach sind bauliche und sonstige Anlagen im Ein-
zelfall unzulässig, wenn sie nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der Eigen-
art des Baugebiets widersprechen. Sie sind auch unzulässig, wenn von ihnen Belästigun-
gen oder Störungen ausgehen können, die nach der Eigenart des Baugebiets im Baugebiet
selbst oder in dessen Umgebung unzumutbar sind, oder wenn sie solchen Belästigungen
oder Störungen ausgesetzt werden. Dies ist einzelfallbezogen im bauaufsichtlichen Geneh-
migungsverfahren zu prüfen.

19.2.3 Anlagen Energiezentrale

Für die Anlagen der Energiezentrale innerhalb und außerhalb des Parkhauses bieten sich
folgende Festsetzungen an.

Abgasschornstein Blockheizkraftwerk

"Der Schallleistungspegel des Abgasschornsteins des Blockheizkraftwerkes der Energie-
zentrale darf an der Schornsteinmündung einen Wert von LWA = 70 dB (A) nicht über-
schreiten."
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Rückkühler auf dem Dach des Parkhauses

Der Gesamtschallleistungspegel der Rückkühler-Anlagen auf dem Dach des Parkhauses
darf einen Wert von LWA,ges = 88 dB(A) nicht überschreiten."

Das vollständige Gutachten ist Anhang zur Begründung dieses Bebauungsplanes.

20. Altlasten / Munitionsbelastung

Altlasten

Nach bisherigem Kenntnisstand sind für das Plangebiet keine altlastenverdächtigen Flä-
chen oder Altlasten bekannt.

Werden bei den Bauarbeiten kontaminierte Bereiche/Bodenverunreinigungen angeschnit-
ten (erkennbar z.B. durch Unterschiede im Aussehen, Geruch oder anderen Beschaffen-
heitsmerkmale gegenüber dem Normalzustand) sind die Arbeiten unverzüglich einzustellen
und die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Dahme-Spreewald zu informieren.
Die belasteten Bereiche sind zwischenzeitlich so zu sichern, dass eine Ausbreitung der
Kontamination verhindert wird. Die weitere Vorgehensweise ist mit der unteren Boden-
schutzbehörde abzustimmen. Die Anzeigepflicht ergibt sich aus § 31 Abs. 1 Brandenburgi-
sches Abfall- und Bodenschutzgesetz (BbgAbfBodG).

Sollte es zu einem Bodenaushub kommen, sind Mutterboden und Unterboden zu sichern,
getrennt und fachgerecht zu lagern und für den Wiedereinbau bzw. die Herstellung von Ve-
getationsflächen wieder zu verwenden. Der Schutz des Mutterbodens ergibt sich aus § 202
des Baugesetzbuches (BauGB).

Die Bodenfunktionen und die Bodenleistungsfähigkeit sind weitestgehend zu erhalten.
Schädliche Bodenveränderungen, insbesondere Bodenversiegelungsmaßnahmen, Boden-
verdichtung und Schadstoffeinträge sind zu vermeiden. Die Vorsorgepflicht ergibt sich aus
§ 7 des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG).

Munitionsbelastung

Der Gemeinde Schönefeld liegen keine Informationen über Munitionsbelastungen vor.

Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine Munitionsfreigabebescheinigung
beizubringen. Darüber entscheidet die für das Baugenehmigungsverfahren zuständige Be-
hörde auf der Grundlage einer vom Kampfmittelbeseitigungsdienst erarbeiteten Kampfmit-
telverdachtsflächenkarte.
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Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel gefunden werden, wird darauf hingewiesen, dass es
nach § 3 Absatz 1 Nr.1 der Ordnungsbehördlichen Verordnung zur Verhütung von Schäden
durch Kampfmittel (Kampfmittelverordnung für das Land Brandenburg - KampfmV) vom
23.11.1998, veröffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg
Teil II Nr. 30 vom 14.12.1998, verboten ist entdeckte Kampfmittel zu berühren und deren
Lage zu verändern. Man ist verpflichtet diese Fundstelle gemäß § 2 der genannten Verord-
nung unverzüglich der nächsten örtlichen Ordnungsbehörde oder der Polizei anzuzeigen.

21. Denkmale / Bodendenkmale

Denkmale oder Bodendenkmale sind im Wirkbereich des Geltungsbereiches dieses Bebau-
ungsplanes derzeit nicht bekannt. Aus Sicht der Gemeinde Schönefeld sind auch keine un-
zulässigen Wirkungen des Vorhabens auf Denkmale zu erwarten.

Die Festlegungen im Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Bran-
denburg (BbgDSchG) vom 24.05.2004 (GVBl. I, S. 215) sind zu beachten.

Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, wie Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbun-
gen, Holzpfähle oder -bohlen, Tonscherben, Metallsachen, Münzen, Knochen u.ä. entdeckt
werden, sind diese unverzüglich dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege
und Archäologisches Landesmuseum, Abteilung Bodendenkmalpflege, unter der o.g.
Adresse und der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises anzuzeigen (§ 11 Abs. 1
und 2 BbgDSchG). 

Die entdeckten Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf einer Wo-
che nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor
Gefahren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG).

Funde sind unter den Voraussetzungen der §§ 11 Abs. 4, 12 BbgDSchG abgabepflichtig.

Die Bauausführenden sind über diese gesetzlichen Festlegungen zu belehren.
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22. Flächenbilanz

Tab. 2:  Flächenbilanz

Hinweis zu Normen:

Die im Bebauungsplan, seiner Begründung und dem Umweltbericht, beigefügten Anlagen,
sonstige zum Bebauungsplan erstellten Texte angegebenen Normen (z.B. DIN-Normen)
oder technische Anleitungen etc. können in der Gemeinde Schönefeld, Hans-Grade-Allee
11, 12529 Schönefeld jederzeit während der Dienststunden eingesehen werden. 
Die Dienstzeiten sind im Internet unter www.gemeinde-schoenefeld.de abrufbar.

Gewerbegebiet 13.937 qm 63,7 %

Sondergebiet - Parkhaus 3.251 qm 14,9 %

Straßenverkehrsfläche - öffentlich

Gesamt

4.696 qm

21.883 qm

21,5 %

100,0 %
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